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Sitzung der Arbeitsgruppe Menschen mit Behinderungen am 10.09.2021 als 
Videokonferenz 

 Protokollentwurf  

Teilnehmer und Teilnehmerinnen:  

1. Braunert-Rümenapf, Christiane Landesbeauftragte für Menschen mit   
Behinderungen 

2. Böttcher, Bianca   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales 

3. Braun, Michael   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales (Gesamtstädtische Steuerung zur)
      Unterbringung-Projekt) 

4. Chodakowski, Julia   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales 

5. Gärtner, Jochen   Landesbeirat für Menschen mit  
      Behinderungen  

6. Gembus, Martina   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales 

7. Klatt, Ingo     Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales 

8. Krämer, Ute    Landesbeirat für Menschen mit   
      Behinderungen 

9. Kreinsen, Hannah   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales (Gesamtstädtische Steuerung zur)
      Unterbringung-Projekt) 

10. Kurbjeweit, Frieder   Deutsches Institut für Menschenrechte 
      (DIMR) 

11. Herr Lang     Bezirksbeauftragter für Menschen mit 
(Stellvertretend für Daniela Kaup) Behinderungen 

12. Lindowsky, Andrea   BUS gGmbH (Projektvorstellung) 
13. Loos, Stephanie   Landesbeirat für Menschen mit   

      Behinderungen 
14. Doktor Rehse, Catharina  Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

      Soziales (Moderation) 
15. Schwarz, Volkhard   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

      Soziales 
16. Stenger, Birgit   Landesbeirat für Menschen mit   

      Behinderungen  



17. Doktor Würtz, Julia   Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
      Soziales 

TOP 1) Begrüßung 

- Frau Doktor Rehse begrüßt alle Teilnehmende.  

TOP 2) Protokollkontrolle 

- Es bestand kein Ergänzungs- oder Änderungsbedarf. Damit gilt das Protokoll 
als abgestimmt.  

TOP 3) Aktuelles 

- Frau Braunert-Rümenapf bringt das Thema der 3. Impfung (beziehungsweise 
der Auffrischungs-Impfung) ein. In diesem Zusammenhang sollten 
insbesondere die Menschen mit Behinderungen, welche sich nicht impfen 
lassen können, bei der Organisation und Planung der 3. Impfung sowie der 
bevorstehenden 2G-Regelung berücksichtigt werden. 

- Die Senatsverwaltung hat in den kurzfristig übersandten Vorlagen für den 
Senat, in denen die neuen Änderungen der Infektionsschutzverordnung 
diskutiert werden, immer betont, dass die Einführung der 2 G-Regelung nicht 
dazu führen darf, dass Menschen, die sich aus medizinischen Gründen nicht 
impfen lassen können, dadurch völlig von der Teilhabe am Leben 
ausgeschlossen werden. 

- Bisher ist uns noch nichts Neues an der Stelle über die dritte Impfung bekannt. 
Jedoch steht die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
(SenIAS) in ständigen Austausch mit der Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung (SenGPG). Im Moment ist nicht ersichtlich, ob es 
auch wieder mobile Impf-Teams geben soll und welche Anzahl uns zur 
Verfügung stehen könnte. Bisher ist der aktuelle Stand der Dinge, die 3. 
Impfung überwiegend über die hausärztliche Versorgung durchführen zu 
lassen.  

TOP 4) Schwerpunktthema: Umsetzungsbegleitung Berliner Maßnahmenplan 

- Frau Doktor Würtz erklärt noch einmal das Verfahren der 
Umsetzungsbegleitung des Berliner Maßnahmenplan bei der 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales (SenIAS). 

o 1. Ein- bis zweimal im Jahr wird der aktuelle Umsetzungsstand der 
Maßnahmen, für die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
Soziales (SenIAS) erhoben. Die Koordinierungsstelle fordert die jeweils 
zuständigen Fachreferenten auf, eine Bewertung und Kommentierung 
ihrer Maßnahmen mit einem Ampelsystem vorzunehmen. 

o 2. Eine Vorbereitungsgruppe aus Vertretungen der Arbeitsgruppe 
Menschen mit Behinderungen tauscht sich über die 
Bewertungsergebnisse aus und gibt eine Einschätzung ab. 



o 3. Die Vorbereitungsgruppe stellt die Ergebnisse ihrer Einschätzung 
zum Maßnahmenstand den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Menschen 
mit Behinderungen auf einer Sitzung vor und diskutiert sie. 

- Anschließend werden die Einschätzungen des Umsetzungsstandes der 
Vorbereitungsgruppe anhand der weitergereichten Maßnahmentabelle 
vorgestellt und mit den Arbeitsgruppen-Mitgliedern diskutiert. Dabei wird sich 
nur auf die Maßnahmen konzentriert, welche die Vorbereitungsgruppe 
ausgewählt hat.  

- In diesem Zusammenhang wird von den Mitgliedern angemerkt, dass leider 
bei einigen Maßnahmen Zahlen zum Vergleich fehlen, so dass der Umfang 
der Maßnahmen sowie ihre Zielerreichung von den Teilnehmenden schlecht 
eingeschätzt werden kann. 

- Die Tabelle mit den noch offenen Fragen der Vorbereitungsgruppe und der 
Arbeitsgruppen-Mitglieder wird anschließend von der Geschäftsstelle ein 
weiteres Mal an die Fachreferenten geschickt. Die Antworten werden den 
Arbeitsgruppen Mitgliedern weitergereicht. Frau Doktor Würtz nimmt die Bitte 
mit.  

TOP 5) Themen der Abteilung Integration 

- Die Abteilung Integration hatte keine aktuellen Themen, die eingebracht 
werden konnten.  

TOP 6) Themen Abteilung Arbeit 

- Frau Lindowsky stellt das Projekt der Berufsorientierung in Berlin „Barrieren – 
nein, Danke!“ vor. Die Präsentation wird als Anhang zum Protokoll beigelegt.  

TOP 7) Themen Abteilung Soziales 

- Frau Kreinsen und Herr Braun stellen das GStU „Gesamtstädtische Steuerung 
und Unterbringung“ Projekt vor. Auch diese Präsentation wird als Anhang zum 
Protokoll beigelegt. 

- Anschließend wird über das Projekt in der Gruppe diskutiert.  
- Eine Frage, die erörtert wird, lautet, ob man in der Lage ist, das vorgestellte 

Modell in nächster Zeit in der Realität abzubilden. Hierzu wird geantwortet, 
dass das Projekt sukzessive und schrittweise umgesetzt werden soll. 
Zunächst sollen die schon vorhandenen Unterkünfte, welche den vorliegenden 
Qualitätsstandards entsprechen nach und nach in das IT-System 
aufgenommen werden. Parallel dazu wird es mehrere Ausschreibungen (diese 
Vergaben unterliegen dem europäischen Vergaberecht) für den Neubau von 
Unterkünften mit Rahmenvereinbarungen geben. 

- Zudem wird über den Begriff „Unterbringung“ im Titel des Projektes diskutiert. 
Da ein großer Anteil der Betroffenen, die an dem Projekt teilnehmen, an 
psychischen Erkrankungen oder Suchmittelmissbrauch leiden, sei dieses Wort 
„Unterbringung“ oft negativ konnotiert. Und steht in diesem Zusammenhang 
für „Zwangseinweisung“. Es wird darauf hingewiesen, dass in diesem Fall eine 



gewisse Sensibilität den Betroffenen entgegengebracht werden sollte. Es wird 
geantwortet, dass das Projekt aus der Wohnungslosenhilfe heraus entstanden 
ist. In diesem Bereich ist das Wort „Unterbringung“ eine andere Besetzung 
hat. Im juristischen Sprachgebrauch wird grundsätzlich zwischen „wohnen“ 
und „unterbringen“ unterschieden. Es sind einfach nur zwei unterschiedliche 
Rechtsbegriffe. Die „Unterbringung“ ist immer nur vorübergehend und in 
Kombination mit Gefahrenabwehr zu verstehen. Somit ist es nur ein 
verwaltungsrechtlicher Begriff, der vom gut geschulten Fachpersonal, den 
Betroffenen gegenüber nicht benutzt werden muss. Diesbezüglich hängt es 
davon ab, wie das Fachpersonal mit den Betroffenen vor Ort redet und mit 
wieviel Fingerspitzengefühl und Sensibilität das Fachpersonal an den 
jeweiligen Fall herangeht.  

- Frau Braunert-Rümenapf schlägt vor eine proaktive Liste mit Begriffen 
anzulegen, die in der Verwaltung nicht mehr benutzt werden sollten aus 
Respekt den jeweiligen Betroffenen gegenüber.  

- Angesichts der fortgeschrittenen Zeit, wird am Ende noch kurz auf weitere 
Themen der Abteilung Soziales eingegangen. Herr Schwarz hebt kurz die 
behindertenpolitisch wichtigen Schritte hervor, die in diesem Jahr 
abgeschlossen wurden beziehungsweise kurz vor dem Abschluss stehen:  

 Senatsbeschluss zum „Berliner Maßnahmenplan 2020-2025“ im 
Februar dieses Jahres 

 Senatsbeschluss zum „Bericht über die Lebenslagen und Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen 2019“ am 29. Juli 2021 -> Der 
Teilhabeberich ist insofern etwas Neues, da er allumfassend über die 
Lage von Menschen mit Behinderungen informieren sollte. 

 Sonderfahrdienst -> Ausschreibung und Auswahl von ViaVan als neuen 
Anbieter für den besonderen Fahrdienst. Mit BerlMobil wird ViaVan den 
Fahrdienst ab 1.10.21 fortsetzen. Hier finden Sie den Infobrief im PDF-
Format: https://www.berlin.de/lageso/behinderung/schwerbehinderung-
versorgungsamt/nachteilsausgleiche/sonderfahrdienst/#infobrief 

 Das „Gesetz zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Land 
Berlin“ (Landesgleichberechtigungsgesetz- LGBG) soll am 16. 
September vom Abgeordnetenhaus beschlossen werden, alle Weichen 
dafür wurden gestellt.  
 

TOP 8) Organisatorisches 

Die nächste Arbeitsgruppe Menschen mit Behinderungen findet am 03.12.21 statt.  

https://www.berlin.de/lageso/behinderung/schwerbehinderung-versorgungsamt/nachteilsausgleiche/sonderfahrdienst/#infobrief
https://www.berlin.de/lageso/behinderung/schwerbehinderung-versorgungsamt/nachteilsausgleiche/sonderfahrdienst/#infobrief


Anhang: Leider können wir hier bei den Anhängen keine Barrierefreiheit 
gewähren. 

Anhang zu TOP 6: Projektvorstellung „Barrieren – nein, Danke!“ 

  
  

  



  
  

  



 

  



 

  



  

  



  

  



 

Anhang zu TOP 7: Die Präsentation zur Projektvorstellung GStU 
„Gesamtstädtische Steuerung und Unterbringung“. 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  

Protokollantin: Julia Chodakowski  
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